
 

    
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Umsetzung des Bundeskinderschutzgesetzes (§72 a SGB VIII – erweiterte 
Führungszeugnisse) im Landkreis Biberach 
 
Sehr geehrte Verantwortliche der Vereine/Initiativen/Verbände im Landkreis 
Biberach, 
 
das Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
(Bundeskinderschutzgesetz) ist am 01.01.2012 in Kraft getreten.  
Ziel des Gesetzes ist die Verbesserung des Kinderschutzes in Deutschland.  
Ein Regelungsbereich des Gesetzes umfasst den Ausschluss von einschlägig 
vorbestraften Personen im Rahmen von Tätigkeiten der Kinder- und Jugendhilfe. 
Durch die Einführung der Regelung des § 72a SGB VIII, zur Vorlage eines 
erweiterten Führungszeugnisses, soll verhindert werden, dass in kinder- und 
jugendnahen Bereichen Personen beschäftigt werden, die rechtskräftig wegen 
einschlägiger Straftatbestände verurteilt wurden.  
 
Für das Kreisjugendamt Biberach, als öffentlichem Träger der Jugendhilfe, 
besteht daher der Auftrag, mit allen Trägern der freien Jugendhilfe 
Vereinbarungen über die Einsichtnahme in erweiterte Führungszeugnisse von 
Personen zu treffen, die für diese tätig sind (§72a Abs. 4 SGB VIII). 
Die Vorlage von erweiterten Führungszeugnissen kann jedoch nur ein Teil eines 
umfassenden Präventions- und Schutzkonzepts des Trägers sein.  
 
Wir möchten Sie heute bitten, die angefügte Vereinbarung zu unterzeichnen und 
zurückzusenden.  
 
Falls Sie Fragen haben, dann können Sie sich gerne an uns wenden.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Margit Renner 
Kreisjugendreferat 

Lea Hermann 
Koordinationsstelle für Kinderschutz 
und frühe Hilfen 

 
 

Kreisjugendamt 

Kreisjugendreferat 

Sachbearbeiter: Frau Renner 
Telefon: 07351 / 52-7106 
Telefax: 07351 / 52-50479 
E-Mail: margit.renner@biberach.de 

 
Datum:  

Landratsamt Biberach · Rollinstraße 18· 88400 Biberach 

 
 
 



Vereinbarung nach § 72a SGB VIII – 
Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen 

 

 
 

Auf Grundlage des Beschlusses des Jugendhilfeausschusses  
des Landkreises Biberach  

vom 30.11.2015  
 
 
 

wird zwischen  
 

 

 

________________________________________________________ 
als Träger der freien Jugendhilfe/ als Initiative/ Verein/ Verband,  

 der Kinder- und Jugendarbeit anbietet und durchführt (im Folgenden „freier Träger“ genannt) 
 
 

und  
 

dem Kreisjugendamt Biberach  
als Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

 
 

folgende Vereinbarung getroffen. 
 

Diese Vereinbarung regelt in Anwendung des § 72a SGB VIII, wann Ehren-und Nebenamtliche 
ihre Tätigkeit beim freien Träger aufgrund von Art, Intensität und Dauer des Kontaktes zu Kindern 
und Jugendlichen nur nach Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nach den §§ 30 und 
30 a Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) ausüben dürfen. 

 
1. Der freie Träger verpflichtet sich, die Qualifizierung seiner ehren- und nebenamtlich tätigen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für ihre Tätigkeit in der Kinder- und Jugendarbeit sicher zu 
stellen und das Präventions- und Schutzkonzept seines Verbandes zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen in der alltäglichen Kinder- und Jugendarbeit umzusetzen. 
 

2. In Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe im Sinne von § 3 Abs. 2 SGB 
VIII erbringt der freie Träger Angebote der Jugendhilfe, entsprechend § 2 Abs. 2 SGB VIII 
oder beteiligt sich an einer anderen Aufgabe im Sinne des § 76 Abs. 1 SGB VIII, die von 
der öffentlichen Jugendhilfe finanziert werden.  
 

3. Der freie Träger verpflichtet sich, keine ehren- bzw. nebenamtlich Tätigen, die rechtskräftig 
wegen einer Straftat nach den §§ des Strafgesetzbuches (StGB) die im § 72a Abs.1 SGB 
VIII aufgeführt sind, verurteilt worden sind, im Rahmen der Kinder- und Jugendarbeit 
einzusetzen. 



 
4. Das erweiterte Führungszeugnis darf bei der Vorlage nicht älter als drei Monate sein. 

Spätestens nach fünf Jahren ist ein aktuelles erweitertes Führungszeugnis vorzulegen. 
Die Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis ist vom freien Träger zu 
dokumentieren. In diesem Zusammenhang sind die Datenschutzbestimmungen zu 
berücksichtigen. 
 

5. Die Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses muss vor Beginn der ehren- oder 
nebenamtlichen Tätigkeit erfolgen, spätestens jedoch bis Ablauf einer dreimonatigen 
Übergangsfrist ab Unterzeichnung dieser Vereinbarung.  
 

6. Sollte eine ehren- oder nebenamtliche Tätigkeit so spontan und kurzfristig entstehen, dass 
eine Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nicht möglich ist, ist eine 
Selbstverpflichtungserklärung von der betreffenden Person abzugeben  

7. Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und tritt zum _________ in 
Kraft. Jeder Vertragspartner kann die Vereinbarung mit einer Frist von sechs Monaten 
kündigen. Im gegenseitigen Einvernehmen ist eine frühere Kündigung bzw. Veränderung 
möglich. Die Kündigung bzw. Veränderung bedarf der Schriftform. 

 
 
 
 
 
_______________________   ___________________________ 
Ort, Datum     Ort, Datum 
 
 
 
 
____________________________   _________________________________ 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe    Freier Träger, Initiative, Verein Verband 


